
menhang hinzuweisen und zu klären, weshalb zunächst 
nur Anträge zur Ehewohnung gestellt wurden (vgl.
H. L a t k a /  R .  H ü b n e r /  G .  H ü n i c k e ,  „Ver- 
mögensauseinandersetzung über Eigenheime, die den 
Ehegatten gemeinsam gehören“, NJ 1975 S. 203 ff.). 
Auch wenn zunächst nur Anträge zur Ehewohnung 
oder zur Vermögensauseinandersetzung über ein im ge­
meinschaftlichen Eigentum stehendes Grundstück mit 
der Ehesache verbunden werden, kann es erforderlich 
sein, Umstände bei der Urteilsfindung mit zu berück­
sichtigen, die für die zunächst nicht mit beantragte 
Entscheidung von Belang sind (vgL OG, Urteil vom 
2. Mai 1972 - 1 ZzF 5/72 - NJ 1972 S. 560). Die Par­
teien sind also noch zu befragen, welche Vorstellungen 
sie hinsichtlich der künftigen Eigentumsverhältnisse am 
Grundstück haben, ob und aus welchen Gründen es 
zunächst bei den jetzigen Eigentumsverhältnissen ver­
bleiben soll oder ob eine außergerichtliche Lösung ins 
Auge gefaßt ist.
Letztlich war noch zu bedenken, daß nach den Feststel­
lungen des Bezirksgerichts die eheliche Wohnung aus 
vier Zimmern, Küche, Bad und Toilette besteht, von 
denen ein Zimmer sowie Bad und Toilette im Erd­
geschoß und die übrigen Räume im ersten Stock des 
Hauses gelegen sind. Es wäre daher auch noch zu prü­
fen gewesen, ob u. U. Voraussetzungen für eine Auftei­
lung der ehelichen Wohnung auf beide Parteien ge­
geben sind. Wenn eine solche Regelung auch Ausnahme­
charakter tragen muß, ist sie doch dann möglich, wenn 
die räumlichen Verhältnisse das Wohnen der geschie­
denen Ehegatten in getrennten Lebensbereichen gestat­
ten und zwischen ihnen keine neuen Konflikte zu be­
fürchten sind (vgl. OG, Urteil vom 24. Juli 1968 — 1 ZzF 
15/69 - NJ 1969 S. 649).
Bei der Zahl und der noch festzustellenden Größe der 
Räumlichkeiten sowie dem Einverständnis der Par­
teien, daß die Ehe geschieden werden möge, und der 
Umstand, daß es in der mündlichen Verhandlung zwi­
schen den Beteiligten zu keinen' beachtlichen Konflik­
ten mehr gekommen ist, wäre es, zumal die Verklagte 
einen entsprechenden Vorschlag mit unterbreitet hatte, 
zweckmäßig gewesen, auch eine solche Regelung mit zu 
erwägen. Hierzu bedurfte es einer Ortsbesichtigung, zu 
der auch ein Vertreter des örtlichen Organs der Wohn­
raumlenkung zu laden war. Damit wäre zugleich die 
Möglichkeit eröffnet worden, letzteren zu den Anträ­
gen der Parteien und den' Aussichten der anderweiten 
Unterbringung derjenigen Wohnungsnutzer zu hören, 
die u. U. nicht länger in der Ehewohnung verbleiben 
können (§ 34 Abs. 1 Satz 1 FGB).
Es bedarf nach alledem weiterer Beweiserhebungen, 
bevor erneut über die Anträge der Parteien zur Über­
tragung der Rechte an der Ehewohnung auf hinreichend 
gesicherter Grundlage entschieden werden kann.
Das Urteil des Bezirksgerichts verletzt § 34 FGB und 
§ 2 FVerfO. Es war daher aufzuheben und die Sache 
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das 
Bezirksgericht zurückzuverweisen. 5

5 51 FGB; §§ 2, 25 FVerfO; OG-Richtlinie Nr. 25.
1. Der Begriff der elterlichen Pflichten i. S. des § 51 
FGB darf nicht zu eng ausgelegt werden. Nach §§ 42, 43 
FGB gehören zu ihnen besonders die Erziehung und 
Betreuung der Kinder entsprechend den Auffassungen 
unserer sozialistischen Gesellschaft, aber auch die Be­
friedigung ihrer materiellen und kulturellen Bedürf­
nisse auf der Grundlage einer ausreichenden Unter­
haltsgewährung.
2. Ergeben sich im Verfahren auf Entzug des Erzie­
hungsrechts aus dem Vortrag der Parteien oder aus 
sonstigen Umständen Anhaltspunkte dafür, daß der Er­
ziehungsberechtigte eine oder mehrere der ihm oblie­
genden Erziehungs- und Betreuungspflichten in schwer­
wiegender Weise schuldhaft verletzt haben könnte, hat 
das Gericht dem nachzugehen.
3. Die Verletzung der einfachsten Regeln der Hygiene, 
die Duldung von Trinkgelagen in Anwesenheit der 
Kinder sowie die Führung eines den sozialistischen Mo­

ralauffassungen gröblich widersprechenden Lebenswan­
dels durch den Erziehungsberechtigten sind, wenn er 
schuldhaft handelt, geeignet, den Entzug des Erzie­
hungsrechts zu begründen.
OG, Urteil vom 15. Juli 1975 - 1 ZzF 16/75.

Der Kläger (Rat des Kreises, Referat Jugendhilfe) hat 
beantragt, den verklagten Eheleuten das Erziehungs­
recht für ihre beiden 1972 und 1974 geborenen Kinder 
zu entziehen und sie zur Unterhaltszahlung zu verurtei­
len. Zur Begründung hat er vorgetragen: Die Mutter 
gehe keiner geregelten Arbeit nach und vernachlässige 
schwerwiegend die Betreuung der Kinder. Nunmehr 
habe sie die Ehewohnung verlassen und sei in die Woh­
nung ihrer Eltern gezogen. Wegen des dort bestehenden 
asozialen Milieus sei die weitere Entwicklung der min­
derjährigen Kinder derart gefährdet, daß gemäß § 50 
FGB Heimerziehung angeordnet werden mußte. Der 
Vater trinke und sei in seinem Verhalten labil.
Das Kreisgericht hat der Klage in vollem Umfang 
stattgegeben. Hinsichtlich des Vaters ist diese Entschei­
dung rechtskräftig geworden.
Auf die Berufung der Verklagten hat das Bezirks­
gericht das Urteil abgeändert und die Klage insoweit 
abgewiesen. Zur Begründung hat es ausgeführt: Die 
Verklagte sei für die unzulänglichen Verhältnisse in 
der Wohnung ihrer Eltern nicht verantwortlich. Die Be­
weisaufnahme habe nicht ergeben', daß sie Erziehungs­
pflichten gegenüber den Kindern schwerwiegend und 
schuldhaft verletzt habe. Ihr häufiger Arbeitsplatzwech­
sel sei nicht zu billigen. Allein dieser Mangel könne 
jedoch den Entzug des Erziehungsrechts nicht begrün­
den.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts der DDR, 
der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Bezirksgericht ist darin beizupflichten, daß in 
Verfahren' nach § 51 FGB die Voraussetzungen für den 
Entzug des Erziehungsrechts — schwere schuldhafte Ver­
letzung der elterlichen Pflichten durch den Erziehungs­
berechtigten und hierdurch eingetretene Gefährdung 
der Entwicklung der Kinder — sorgfältig zu prüfen 
sind, da der Entzug für die Kinder und die Eltern zu 
weitreichenden Folgen führt, die in der Regel endgül­
tigen Charakter haben (Abschn. D I Ziff. 29 der Richt­
linie Nr. 25 des Plenums des Obersten Gerichts zu Er- 
ziehungsrechtsentscheidungen vom 25. September 1968 
[GBl. II S. 847; NJ 1968 S. 651]). Insoweit hat das Kreis­
gericht seine Aufklärungspflicht (§§ 25, 2 FVerfO) er­
heblich verletzt. Der Berufungssenat war bemüht, die­
sen Mangel zu beheben. Doch auch von ihm wurde, der 
Sachverhalt nicht allseitig erörtert, so daß seine Ent­
scheidung zu ernsthaften Bedenken Anlaß gibt.
Der Begriff der elterlichen Pflichten i. S. des § 51 FGB 
darf nicht zu eng ausgelegt werden. Nach §§ 42, 43 FGB 
gehören zu ihnen besonders die Erziehung und Be­
treuung der Kinder entsprechend den Auffassungen 
unserer sozialistischen Gesellschaft, aber auch die Be­
friedigung ihrer materiellen und kulturellen Bedürf­
nisse auf der Grundlage einer ausreichenden Unter­
haltsgewährung. Soweit sich im Verfahren auf Entzug 
des Erziehungsrechts aus dem Vortrag der Parteien 
oder aus sonstigen Umständen Anhaltspunkte dafür 
ergeben, daß der Erziehungsberechtigte eine oder meh­
rere dieser Pflichten in schwerwiegender Weise schuld­
haft verletzt haben könnte, ist dem nachzugehen. Eine 
solche umfassende Sachverhaltsprüfung hat das Be­
zirksgericht nicht vorgenommen. Es hat seine Unter­
suchung im wesentlichen darauf beschränkt, ob die 
Verklagte ihren Betreuungspflichten gegenüber den 
Kindern ausreichend nachgekommen ist. Das reicht aber 
nicht aus, um zu einer zutreffenden Beurteilung dar­
über zu gelangen, ob die Verklagte ihre elterlichen 
Pflichten in jeder Hinsicht angemessen erfüllt hat.
So ist es für eine gesunde Entwicklung der Kinder von 
erheblicher Bedeutung, daß sie in einer Umgebung auf­
wachsen, die ihre Erziehung und Betreuung nicht ge­
fährdet. Solche Voraussetzungen waren im Elternhaus
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